
MiZi: 2 Mitteilungen

2  Mitteilungen 
 
(1) Für die Prüfung und Ergreifung von Maßnahmen im Zusammenhang mit der Rücknahme oder dem 
Widerruf einer Zulassung beziehungsweise Erlaubnis, Untersagung oder der Einleitung eines rüge- oder 
berufsgerichtlichen Verfahrens sind folgende gegen die in 1 genannten Berufsgruppen gerichteten 
Vorgänge mitzuteilen (§ 36 Absatz 2 BRAO, § 36 Absatz 2 BRAO in Verbindung mit § 4 Absatz 1 EuRAG, § 
36 Absatz 2 in Verbindung mit § 207 Absatz 3 Satz 1 Nummer 1 BRAO, § 36 Absatz 2 BRAO in Verbindung 
mit § 209 Absatz 1 Satz 3 BRAO, § 64d Absatz 1 BNotO, § 34 Absatz 2 PAO, § 34 Absatz 2 PAO in 
Verbindung mit § 21 Absatz 2 Satz 1 EuPAG, § 160 PAO in Verbindung mit den §§ 181, 32a Absatz 3 PAO 
in der bis zum 31. August 2009 geltenden Fassung der PAO, § 18 Absatz 1 RDG):

1.  Forderungsklagen und die hierzu ergangenen Entscheidungen oder geschlossenen Vergleiche;
 
2.  Feststellungsklagen wegen Amtspflichtverletzung und die hierzu ergangenen Entscheidungen oder 
geschlossenen Vergleiche;

 
von der Beifügung von Anlagen zu einer Klageschrift zu den Ziffern 1 oder 2 ist in der Regel abzusehen;

3.  Räumungsklagen und die hierzu ergangenen Entscheidungen oder geschlossenen Vergleiche;
 
4.  Vollstreckungsbescheide, soweit diese nicht im automatisierten gerichtlichen Mahnverfahren erstellt 
werden;

 
5.  Arrestgesuche und die hierzu ergangenen Entscheidungen;

 
6.  folgende Anträge, Aufträge und Entscheidungen im Rahmen der Zwangsvollstreckung und des 
Insolvenzverfahrens:
 
 
 

a)  Anträge auf Anordnung der Zwangsversteigerung, der Zwangsverwaltung oder auf Eintragung einer 
Sicherungshypothek und die hierzu ergangenen Entscheidungen;

 
 
 

b)  Entscheidungen in Insolvenzverfahren, einschließlich der Eröffnungsverfahren, sowie 
Entscheidungen in noch anhängigen Konkurs-, Vergleichs- und Gesamtvollstreckungsverfahren;

 
 
 

c)  Anträge und Aufträge wegen Pfändungsmaßnahmen, zum Beispiel
 
 
 

 
 
 

aa)  Vollstreckungsaufträge nach § 808 ZPO,

 
 
 

 
 
 

bb)  Anträge auf Pfändung von Geldforderungen und anderen Vermögensrechten nach §§ 829 
ff., 857 ZPO,

 
 
 

 
 
 

cc)  Anträge auf Räumungszwangsvollstreckung nach § 885 ZPO und deren Ergebnisse 
(Pfändungs- und Pfandabstandsprotokolle, Mitteilungen nach § 32 GVGA);

 
 
 

d)  Hinterlegung von Vermögensverzeichnissen nach § 802f Absatz 8 ZPO oder § 284 Absatz 7 Satz 4 
AO und Anträge auf Haftanordnung nach § 802g Absatz 1 ZPO sowie die hierzu ergangenen 
Entscheidungen;

 
 
 

e)  Eintragungen in das Schuldnerverzeichnis nach § 882c ZPO, § 284 Absatz 9 AO oder § 26 Absatz 
2 InsO;

 
 
 

f)  Verhaftungsaufträge nach § 802g Absatz 2 ZPO und deren Erledigung;



 
 
 

g)  Anträge nach §§ 888, 890 ZPO und deren Erledigung;

 
7.  die Zustellung vollstreckbarer Urkunden und deren Gegenstand;

 
8.  Anträge auf Bestellung eines Betreuers nach § 1814 BGB und die hierzu ergangenen Entscheidungen;

 
9.  Anträge und jede richterliche Entscheidung auf Anordnung oder Fortdauer einer Freiheitsentziehung 
nach dem Buch 7 des FamFG und den Unterbringungsgesetzen der Länder.

 
(2) Die Mitteilungen sind entsprechend der jeweiligen Verfahrenszuständigkeit von der Richterin oder dem 
Richter, der Rechtspflegerin oder dem Rechtspfleger, der Urkundsbeamtin oder dem Urkundsbeamten der 
Geschäftsstelle beziehungsweise der Gerichtsvollzieherin oder dem Gerichtsvollzieher zu veranlassen.


